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Zum Referenten  
Hans -Werner Hahn s tud ierte von 1970 b i s 1975 Gesch ichte , Po l i t i k - und 
Erziehungswissenschaften an der Justus-Liebig-Universität Gießen. Dort wurde er 1979 bei 
Helmut Berding promoviert, mit einem Thema zu den hessischen Staaten im deutschen 
Zollverein. Von 1979 bis 1988 war er Wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Universität des 
Saarlandes; im Jahr 1988 erfolgte dort die Habilitation mit einer Arbeit zum Thema „Bürgertum 
zwischen Beharrung und Wandel: Wetzlar 1689-1870“. Von 1988 bis 1990 war Hahn 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am Main. 
Nach Vertretungsprofessuren an den Universitäten Tübingen und München besetzte er von 1992 
bis 2015 den Lehrstuhl für die Geschichte des 19./20. Jahrhunderts an der Friedrich-Schiller-
Universität Jena. Er ist Mitglied der Historischen Kommission bei der Bayerischen Akademie der 
Wissenschaften, der Kommission für Geschichte des Parlamentarismus und der politischen 
Parteien sowie der Historischen Kommissionen für Hessen, für Thüringen und für Nassau. Von 
2001 bis 2009 war er Vorsitzender der Kommission für die Aufarbeitung der Jenaer 
Universitätsgeschichte des 20. Jahrhunderts. Von 1998 bis 2010 leitete er das Teilprojekt „Von 
der ständischen zur bürgerlichen Gesellschaft. Sozialer Wandel, politische Ideen und ihre 
Verbreitungsprozesse 1770 bis 1830“ im Sonderforschungsbereich „Ereignis Weimar-Jena: Kultur 
um 1800“ an der Universität Jena. Hahns wichtigste Forschungsschwerpunkte sind u.a. die 
Geschichte des Deutschen Bundes und des Deutschen Zollvereins sowie Staat und Wirtschaft im 
19. Jahrhundert. 

  
Vortrag 
Der Referent kündigt an, den Deutschen Zollverein vor allem unter der Perspektive des 
Zusammenhangs zwischen wirtschaftlicher und politischer Integration vorzustellen. Der Deutsche 
Bund, welcher im Jahr 1815 entstanden war, schuf keine deutsche Wirtschaftseinheit. Einen 
entscheidenden Beitrag dazu leistete 1834 die Gründung des deutschen Zollvereins. Für Heinrich 
von Treitschke war er in erster Linie das Werk des preußischen Staates, der mit seiner 
handelspolitischen Führungsrolle bereits die politische Einheit im Auge hatte. Viele sind später 
dieser Interpretation gefolgt, ergänzt durch die Legende, dass der Zollverein die 
Industrialisierung vorantrieb. Es gab aber auch immer vorsichtige Stimmen, die davor warnten 
die Bedeutung des Zollvereins für die deutsche Einigungspolitik zu überschätzen, denn seine 
Gründung basierte nicht auf einer politischen Strategie und es gab keinen Automatismus von der 
wirtschaftlichen zur politischen Einigung. Die Entstehung des Zollvereins war kein Ergebnis 
weitreichender politischer Planung. Es war ein mühsam ausgehandelter Kompromiss zur Lösung 
wirtschaftlicher und finanzieller Probleme. Dennoch ließ er Strukturen entstehen, die von 
Preußen machtpolitisch eingesetzt werden konnten. 

Es gab frühe Forderungen und Petitionen zur Zoll- und Handelseinheit, die scheiterten. 
Grenzziehungen sorgten dafür, dass der Schmuggel vorangetrieben wurde. All dies führte unter 
der Bevölkerung zu Unzufriedenheit und es folgten Wirtschafts- und Zollverhandlungen einzelner 
Staaten miteinander zwecks kleinerer Lösungen. Preußen war in diesen Verhandlungen zunächst 
nicht der entscheidende Akteur, schuf aber mit seinem Zollgesetz von 1818 neue 
Voraussetzungen. Man versuchte, sich auch mit den Nachbarstaaten zu einigen, um den Korridor, 
der den westlichen und östlichen Teil Preußens trennte, überwinden zu können. Zunächst gelang 

   

  



es nur, einzelne kleine Staaten ins preußische Zollsystem einzubeziehen, da die größeren um ihre 
Souveränität fürchteten. Die kleineren und mittleren Staaten in Deutschland verhandelten 
zunächst über die Bildung einer eigenen Zollunion, es kam aber nur zu einem Zollverein 
zwischen Bayern und Württemberg. Preußen bildete 1828 mit Hessen-Darmstadt eine Zollunion. 
Im gleichen Jahr entstand eine dritte handelspolitische Verbindung, der sogenannte 
mitteldeutsche Handelsverein, der von Österreich, Frankreich u.a. unterstützt wurde, um 
weitere preußische Erfolge aufzuhalten. Als Preußen 1831 mit dem Kurfürstentum Hessen ins 
Geschäft kam, hatte es die territoriale Verbindung zwischen den östlichen und westlichen 
Provinzen Preußens erreicht. 1833 wurden die Verträge mit dem bayrisch-württembergischen 
Zollverein, mit dem Königreich Sachsen und den thüringischen Staaten abgeschlossen. Damit war 
die Grundstruktur des Vereins gelegt, der am 1. Januar 1834 ins Leben trat und für den sich der 
Name Deutscher Zollverein einbürgerte. In den folgenden zwei Jahren traten Nassau, Baden und 
Frankfurt bei. Im Jahr 1836 war die Mehrzahl der deutschen Bundesstaaten Mitglied der 
Zollunion. 

Die Anfangsjahre dieser Zollunion verliefen allerdings nicht so glorreich, wie oft beschrieben. 
Die Verträge waren sehr kompliziert und zunächst auf acht Jahre befristet. Die beitretenden 
Staaten übernahmen das preußische Zollsystem, aber es gab keine gemeinsame Verwaltung, 
lediglich gegenseitige Kontrollen zur Umsetzung der Einheitsverträge. Außerdem hatte jeder 
größere Staat ein Vetorecht. Zu diesem Zeitpunkt kann man noch nicht von einer politischen 
Einigungspolitik der Einzelstaaten sprechen; es ging um wirtschaftliche Interessen. 

Dennoch wurde von unterschiedlichen Seiten auch schon über längerfristige politische Folgen 
der wirtschaftlichen Einheit nachgedacht, was bei Metternich schon 1831 zu großen 
Befürchtungen führte. Hoffnungen gab es auch im deutschen Bürgertum, das angeführt von 
Friedrich List die deutschen Regierungen zu gemeinsamen handelspolitischen Regelungen 
gedrängt hatte. Heinrich von Gagern u.a. wiesen zur Zeit seiner Gründung bereits auf die 
nationale Bedeutung des Zollvereins hin. Doch der einheitspolitische Optimismus erwies sich als 
verfrüht, denn die konservativen Kräfte Preußens wollten den Zollverein nicht für eine anti-
österreichische Politik einsetzen. Weiterhin herrschten große Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den Einzelstaaten in der Zollunion. Einige waren noch nicht vom politischen 
Einheitsgedanken überzeugt und achteten sehr auf ihre Souveränität. Der Zollverein fuhr 
unterdessen mit wirtschaftlichen Maßnahmen fort, um die wirtschaftliche Geschlossenheit zu 
stärken. So wurden die Einfuhrzölle auf Kolonialwaren wie Tee oder Kaffee stark angehoben. 
Liberale Kritiker des Zollvereins vor allem in Süddeutschland hatten nicht ganz Unrecht, wenn 
sie sagten, diese Zollunion sei eine riesige Finanzspekulation der Regierenden. Trotzdem wurde 
in den 1840ern deutlich, dass der Zollverein das politische Einheitsstreben der Deutschen 
fördern konnte. Entsprechende Initiativen gingen aber nicht von den Regierungen aus. 

In wirtschaftlicher Hinsicht war die Existenz des Zollvereins keineswegs sekundär. Es gab 
einen großen Binnenmarkt, der die weitere wirtschaftliche Entwicklung begünstigte. Man hatte 
stabile Verhältnisse in einem großen Teil des deutschen Gebiets geschaffen. Auch die 
Handelsabkommen mit ausländischen Staaten schufen bessere Voraussetzungen für den Export. 
Mitte der 1840er setzte man Außenzölle als wachstumsstimulierendes Instrument ein – moderat, 
da man auf die Einfuhr von englischen Halbfertigwaren, Roheisen und Garne, angewiesen war. 
Ebenso wurde die Industrie angekurbelt. List sah in diesem Zusammenwirken von Industrie und 
Zollpolitik die Möglichkeit zu England aufzuschließen. Damals wurde dem Zollverein eine größere 
Bedeutung beigemessen als er tatsächlich hatte, aber der Binnenmarkt führte eindeutig zur 
Stärkung der deutschen Wirtschaft. 

In der öffentlichen Meinung wurde der Zollverein als Beitrag zur „inneren Nationsbildung“ 
angesehen. Das zeigt sich bei einem Treffen von 1000 Unternehmern, die sich 1844 zu einer 
ersten Zollvereins-Gewerbeausstellung in Berlin versammelten. Über dem Versammlungssaal 
thronte eine Germania mit dem Losungswort „Vorwärts“. Diese nationalpolitische Bedeutung des 
Vereins sah auch Friedrich List und sie wurde ebenfalls in der Publizistik immer deutlicher 
betont. Obwohl der Zollverein wie der Deutsche Bund ein Zusammenschluss souveräner Staaten 
war, in seinem Fall auf Zeit, gewann er in der Öffentlichkeit schnell ein größeres Gewicht als der 
Bund, schien er doch wichtige Bedürfnisse der deutschen Nation aufzugreifen. Für den 
Braunschweiger Liberalen Karl Steinacker war er deswegen die „Heimat der Idee der Einheit“, in 
deren Mitte sie sich mit immer größerer Kraft entwickeln würde. Das liberale Bürgertum, vor 
allem die wirtschaftlich aufstrebenden Kräfte, lobten den Zollverein, mussten aber auch 
erkennen, dass er keineswegs allen Erwartungen entsprach. 

Nicht alle deutschen Staaten waren dem Zollverein beigetreten. Für Österreich war der 
Zollvereinstarif zu freihändlerisch, den norddeutschen Staaten Hannover und Oldenburg war er 
zu protektionistisch. Sie orientierten sich an einer Freihandelspolitik. Auch war in 
Norddeutschland der erhöhte Zoll auf Kolonialwaren verhasst, der den Konsum stark belastete. 



Zudem gab es verfassungsmäßige Defizite des Zollvereins, z.B. eine fehlende Exekutive. 
Entscheidungsprozesse waren dementsprechend kompliziert. Der Verein wurde von Preußen 
geführt, das selbst keine Verfassung besaß, während andere Mitglieder Verfassungsstaaten waren 
und Landtage hatten, deren wichtigstes Recht das der Steuererhebung war, wozu auch die Zölle 
gehörten. Durch den Zollverein wurden die Landtage geschwächt, da Zollangelegenheiten 
gesamtstaatlich verhandelt wurden. Schon vor 1848 gab es daher die Forderung ein 
Zollparlament zu gründen, gebildet aus Mitgliedern der einzelnen Landtage und beteiligt an den 
Entscheidungen des Zollvereins. Einige wollten gar dieses Zollparlament zum Ausgangspunkt 
einer neuen deutschen Einigungspolitik machen.  

Mit der Revolution im März 1848 verschwanden solche Pläne. Man strebte nun eine große 
Lösung an. Als die im Sommer 1849 gescheitert war, bekam der Zollverein eine umso größere 
Bedeutung. Er überlebte die Revolution und war einer der wenigen Ankerpunkte, an denen man 
die Einigung festmachen konnte.  

Doch der Zollverein geriet nach der Revolution ins Schlepptau des sich schnell 
herausbildenden preußisch-österreichischen Dualismus´. Um Preußen zu schwächen, versuchte 
Österreich von nun an mehr Einfluss zu nehmen und schlug einen großen mitteleuropäischen 
Wirtschaftsraum vor. Im Gegenzug handelte Preußen mit dem Königreich Hannover 1851 einen 
Beitrittsvertrag aus und erklärte den bisherigen Vertragspartnern, wenn die Verträge 1854 
auslaufen würden, könne man sie gern verlängern, aber zu den Bedingungen wie im Vertrag mit 
Hannover festgelegt. Preußen setzte nun auf den Freihandel, um Österreichs Annäherung an den 
Zollverein zu erschweren. Damit geriet der Verein in seine erste große Existenzkrise. Zeitweise 
drohten die süddeutschen Staaten damit, den Zollverein mit Preußen aufzugeben und eine 
separate Zollunion mit Österreich einzugehen. Am Ende setzte sich Preußen durch, musste aber 
einem Kompromiss zustimmen. Man schloss mit Österreich einen Handelsvertrag, in dem diesem 
eine besondere Stellung gegenüber dem Zollverein eingeräumt und Beitrittsverhandlungen 
zugesagt wurden. Während Österreich versuchte die Voraussetzungen für einen Beitritt zu 
schaffen, tat Preußen in den 1850ern alles, um den zu verhindern. Allerdings litt die Habsburger 
Monarchie, die mit der Industrialisierung in Preußen nicht Schritt halten konnte, auch unter 
einer chronischen Finanzschwäche. 

Es gab unter den Staaten des Zollvereins nach wie vor sehr unterschiedliche 
Wirtschaftsinteressen, unterschiedliche Ausrichtungen der Handelsströme und abweichende 
Konsumgewohnheiten. Die deutschen Mittel- und Kleinstaaten konnten sich aber schon aus 
finanziellen Gründen keinen Austritt leisten.  

Auch die öffentliche Meinung sprach eher für Preußen. 1860 schlossen Großbritannien und 
Frankreich einen Handelsvertrag ab, in den auch Belgien einbezogen wurde. Hier entstand ein 
westeuropäisches Freihandelssystem und die große Mehrheit des deutschen Bürgertums 
argumentierte, man müsse sich dieser Entwicklung anschließen. Im März 1862 schloss Preußen 
einen Handelsvertrag mit Frankreich ab, der den Produkten des Zollvereinsgebiets alle Vorteile 
gewähren sollte, die auch England auf dem französischen Markt besaß. Mit der Durchsetzung 
dieses Vertrags wäre ein österreichischer Beitritt zum Zollverein auf die lange Bank geschoben 
worden. Zudem wäre auch das besondere Verhältnis zwischen dem Zollverein und Österreich 
weggefallen, da man Frankreich alle Vorteile gewähren wollte, die man auch anderen 
Handelspartnern einräumte. In Wien und bei den deutschen Mittelstaaten setzte daher eine 
Gegenwehr ein. Preußen hielt aber an seinem Kurs fest und erklärte den bisherigen 
Vereinspartnern, eine Verlängerung der auslaufenden Verträge sei nur auf der Basis des 
Handelsvertrags mit Frankreich möglich. Dieser war von Anfang an mehr als eine wirtschaftliche 
Angelegenheit und hatte auch eine deutschlandpolitische Seite. Die Gegner des Vertrags 
kritisierten daher vor allem die politischen Konsequenzen. In der öffentlichen Meinung 
dominierten schnell diejenigen, die den Vertrag begrüßten, auch aus politischen Gründen. Als 
Bismarck 1862 zum preußischen Ministerpräsidenten berufen wurde, kam ihm diese 
handelspolitische Debatte entgegen. Zum einen konnte er die Freihandelspolitik durch die 
Verknüpfung mit der deutschen Frage dazu nutzen das Verhältnis zu den Liberalen, das wegen 
des Verfassungskonflikts sehr gespannt war, etwas zu entschärfen, zum anderen sah er die 
Chance die am Zollverein beteiligten mittleren und kleineren Staaten des Deutschen Bundes eng 
an Preußen zu binden. Er plädierte dafür, mit Hilfe der Zollpolitik das für Preußen lästige Netz 
der Bundesverträge zu zerschlagen und die Verlängerung des Zollvereins mit seiner 
Reorganisation zu verknüpfen: das Vetorecht sollte fallen, Mehrheitsentscheidungen möglich sein 
und ein Zollparlament geschaffen werden, um dem Bürgertum entgegenzukommen, das dann 
weitere politische Vertretungsprozesse einleiten sollte. Dieses Programm ließ sich aber nicht 
durchsetzen, da Staaten wie Bayern und Sachsen zu einer völligen, auch politischen Kapitulation 
gegenüber Preußen nicht bereit waren. 



Bismarck konzentrierte sich daher auf die Verlängerung der Zollvereins-Verträge, aber auf der 
Basis des Handelsvertrags zwischen Preußen und Frankreich. Als Zugeständnis willigte Preußen in 
einen neuen Handelsvertrag mit Österreich ein, der aber das Versprechen, Österreich an den 
Zollverein heranzuführen, auf Phrasen reduzierte. Ein österreichischer Historiker sprach von 
einem handelspolitischen Königgrätz. Diese zweite Krise des Zollvereins bestätigte die 
preußische Hegemonialstellung im Verein und den Willen seiner Regierung diese Position im 
Kampf um die politische Führungsmacht einzusetzen. Zugleich signalisierte man durch die 
Freihandelspolitik dem Bürgertum, dass Preußen dessen Interessen am besten verwirklichte. 

Es gab aber keinen Automatismus in Richtung kleindeutsche Einheit. Erst die militärische 
Entscheidung in Königgrätz führte letztendlich dorthin. Anschließend sollte der Zollverein nach 
dem Willen Bismarcks und der ihn nun unterstützenden nationalliberalen Kräfte zu einer 
einheitspolitischen Klammer werden. Der Norddeutsche Bund entstand als Bundesstaat, besaß 
ein einheitliches Zollgebiet und eine ausschließliche Gesetzgebung über die Zoll- und 
Handelspolitik; die Mitglieder hatten auf diesem Gebiet keine souveränen Rechte mehr. Übrig 
blieben die vier süddeutschen Staaten. 1867 wurde mit ihnen ein neuer Zollvereinsvertrag 
geschlossen, der auch dem Zollverein nun eine bundesstaatliche Struktur gab. Die süddeutschen 
Staaten mussten auf ihre Vetorechte verzichten; die Gesetzgebung lag bei einem neuen 
Zollparlament, das sich zusammensetzte aus dem Reichstag des Norddeutschen Bundes und 85 
gewählten süddeutschen Abgeordneten  ̶  im Grunde die Vorstufe des späteren Reichstags.  

Bismarck und die kleindeutsch gesinnten Liberalen hofften, dass das Zollparlament zum Motor 
für eine politische Einigung werden würde. Die Zollparlamentswahl 1868 zeigte jedoch die 
Ablehnung der kleindeutschen Einigungspolitik unter preußischer Führung durch die südlichen 
Staaten – für Bismarck eine herbe Enttäuschung. Die erste Sitzungsperiode zeigte zudem, dass 
die Mehrheit im Zollparlament keine Ambitionen hatte, in weiteren Politikfeldern Einfluss zu 
nehmen und ihre Kompetenzen zu erweitern. Bismarcks Hoffnungen auf die politische 
Integrationskraft wurden damit nicht erfüllt. Am Ende war es wieder ein Krieg, der die 
Möglichkeit schuf den Einigungsprozess zum Deutschen Reich 1871 abzuschließen.  

Ob die Integrationskraft der mit dem Zollverein geschaffenen Strukturen ausgereicht hätte 
den 1868 eingeschlagenen Weg auch ohne einen Krieg mit Frankreich zu vollenden ist schwer zu 
beurteilen. Der Zollverein hatte keinen Automatismus in Richtung deutsche Einigung unter 
preußischer Führung geschaffen, stützte aber Preußens Streben nach politischer Vorherrschaft in 
Deutschland nicht unwesentlich und leistete damit zugleich einen Beitrag zur inneren 
Nationsbildung. Er förderte die Vermehrung gesamtdeutscher Organisationen und 
gesamtdeutscher politischer Forderungen. Das wirtschaftliche Element innerhalb des Strebens 
nach einem deutschen Nationalstaat spielte eine wichtigere Rolle als lange angenommen. Dabei 
war der Zollverein in einzelnen Abschnitten sehr unterschiedlich ausgerichtet. Im Vormärz 
orientierte man sich stark an den Vorstellungen von Fridrich List; 1848 erreichte die 
Schutzzollpolitik ihren Höhepunkt; in den 1850ern kam die Freihandelspolitik zum Tragen; dann 
folgte eine Wende zur Schutzzollpolitik; 1878 sieht man ihn eher wieder so wie es List 
entspricht. 

Der Verweis auf den Zusammenhang zwischen politischer und wirtschaftlicher Integration 
spielte auch in den Europaideen des frühen 20. Jahrhunderts eine Rolle. Es kamen dabei aber 
auch hin und wieder die Ängste der Nachbarn Deutschlands hoch, z. B. wenn man sich die 
französischen Reaktionen auf den Plan einer deutsch-österreichischen Zollunion 1931 anschaut. 
Immer wieder wurde und wird auch danach gefragt, inwieweit man die Zollvereinsgeschichte 
und die Geschichte des europäischen Einigungsprozesses miteinander vergleichen könnte. 
Parallelen gibt es z.B. bei der Frage nach der Stellung der Einzelstaaten im Integrationsprozess. 
Der Zollverein öffnet den Blick auf viele Felder der Geschichte des 19. Jahrhunderts und immer 
wieder auch zu vergleichbaren Problemen der Gegenwart.  
Auszüge aus der Diskussion  
Frage: 
Es gab Niederlassungsfreiheit im Zollverein. Ist die konsequent umgesetzt worden? 
Hahn: 
Die Niederlassungsfreiheit ist im Zollverein noch nicht umgesetzt worden, denn das 
Gewerberecht blieb Sache der Einzelstaaten. In zahlreichen Staaten bestanden weiterhin Zünfte, 
so auch in der 1836 beitretenden Stadt Frankfurt. Hier mussten die Handwerkszünfte künftig 
aber akzeptieren, dass Frankfurter Bürger alle Waren auch von Handwerkern anderer 
Zollvereinsstaaten beziehen durften. Es gab also die Freiheit des Warenverkehrs, aber die 
Niederlassungsfreiheit kam erst mit dem Norddeutschen Bund, beziehungsweise dem Deutschen 
Reich.  



Frage: 
Was kann das heutige Europa von damaligen Schwierigkeiten lernen?  
Hahn: 
Als Preuße würde man sagen: Gibt es eine starke Hegemonialmacht, zieht die es durch. Aber 
ganz so einfach sollte man es nicht machen. Man darf die preußische Hegemonialrolle nicht 
überschätzen. Es gab ein „drittes Deutschland“. Wenn man sich die Verträge von 1833 genau 
anschaut, steckt darin viel Vorarbeit aus den Verhandlungen dieses dritten Deutschlands, das 
Preußen klarmacht, dass es bestimmte Grenzen nicht überschreiten darf. Die Kleinen zeigen dem 
Großen, was möglich ist. Das war wichtig, wurde aber lange Zeit als Defizit hervorgehoben. In 
der ganzen Diskussion über das Verhältnis zwischen kleinen Partnern und potentiellen 
Hegemonen und über die Frage, was kommt dem Integrationsprozess zugute, wann leidet er, 
könnte man viele Parallelen sehen. 

An dieser Stelle ist auf das partizipatorische Element hinzuweisen. Die Entscheidungen lagen 
zu lange rein bei den Regierenden. So kam Kritik auf: In England oder Belgien gab es nationale 
Parlamente, die das Recht hatten über Handelsverträge mit abzustimmen. Das Defizit an 
Partizipation spielt auch in heutigen Institutionen eine wichtige Rolle.  

Es gibt andere Parallelen, z.B. die Rolle der Führungskräfte. Es gab keine Zollvereinsbeamten, 
sondern einzelstaatliche Beamte. Man traf sich jedes Jahr zur Generalkonferenz und wenn es um 
die Abrechnung ging. Es entstand so etwas wie ein Corpsgeist, man bildete eine Identität aus.  
Das sind möglicherweise Parallelen zu suprastaatlichen Integrationsprozessen der Gegenwart. 

Frage: 
Sie haben von einem Bündel von Verträgen gesprochen, das haben wir im Grunde bei der 
europäischen Integration auch. Können wir sagen, dass der Zollverein eigentlich eine 
multilaterale Freihandelsassoziation war? Es gab ja auch eine gemeinsame Außenhandels- und 
Außenzollpolitik. 
Hahn: 
Die hatte man zweifellos, aber die Handelsverträge bestimmte Preußen, legte sie den 
Partnerstaaten vor und argumentierte damit, notfalls Druckmittel einzusetzen. Die anderen 
konnten nur das durchsetzen, was Preußen mitmachte. Im Binnenmarkt gab es bestimmte 
Produkte, die nicht frei gehandelt wurden; es gab ein Salzmonopol, eine wichtige staatliche 
Einnahmequelle, und es gab Verbrauchssteuern auf Bier, Branntwein und Wein und sogenannte 
Ausgleichsabgaben, d.h. wenn aus dem übrigen Deutschland Wein nach Preußen exportiert 
wurde, musste eine Ausgleichsabgabe gezahlt werden. Die süddeutschen Winzer sagten, damit 
wolle Preußen seine Moselwinzer schützen, und man hat hin und wieder heftig gegen solche 
Nadelstiche von preußischer Seite opponiert. 

Frage: 
Friedrich List wird als der Gründer des Deutschen Zollvereins dargestellt. Kann man das so 
explizit sagen? 
Hahn: 
List will die deutsche Wirtschaft voranbringen. Die Denkschrift von 1819 an den Deutschen Bund 
geht maßgeblich auf ihn zurück. Das war ein wichtiger Anstoß. Die Finanzminister überlegen wie 
sie Geld in die Kassen bekommen. Die Antriebskräfte sind unterschiedlich. Bei den Männern, die 
die Verträge aushandeln, sind es zunächst fiskalische Interessen. Der erste Staat, der einen 
Vertrag mit Preußen abschließt, ist Hessen-Darmstadt, der Staat in Deutschland, der am 
höchsten verschuldet ist.  

List war wichtig, weil er mit seinen frühen Schriften auf die Notwendigkeit hingewiesen hat 
eine Einheit zu schaffen. Er hat massiv die Herstellung eines deutschen Eisenbahnnetzes 
propagiert, ist da auch selbst aktiv geworden, hat in den 1840ern eine eigene Zeitschrift 
gegründet, das Zollvereinsblatt, und hat versucht seine Ideen voranzubringen. Die 
Wirtschaftshistoriker heute sagen aber, hätte man diese Vorschläge aufgenommen wäre der 
Industrialisierungsprozess in Deutschland eher langsamer abgelaufen. 

Frage: 
War der Zollverein nicht auch eine Modernisierungsmaschine, was Standardisierung und 
Normierung angeht? 
Hahn: 
Man hat 1838 feste Wechselkurse für Taler und Gulden eingeführt und erste Vereinbarungen im 
Bereich der Maß- und Gewichtsregelungen getroffen. Seit den 1850ern hat es entsprechende 
Bestrebungen auch innerhalb des Deutschen Bundes gegeben. Im Hinblick auf die späteren 
Vereinheitlichungsprozesse im Deutschen Reich waren das wichtige Vorarbeiten. 



Frage: 
Wie hat sich Bismarcks Handeln in der Zollunion auf sein Reichskanzlertum ausgewirkt? Wurde er 
von der Zollunion beeinflusst?  
Hahn: 
Es war eine wichtige Schule für den Machtpolitiker Bismarck. Er entfachte in der ersten Krise des 
Zollvereins von Frankfurt aus eine Pressekampagne  ̶   was gar nicht seine Aufgabe war als 
Gesandter des Bundestags  ̶  wobei ihm völlig egal war, mit wem er kooperierte. Er nutzte die 
Sache machtpolitisch, um Preußen auf Kosten Österreichs zu stärken. Für wirtschaftliche Dinge 
hat er sich eher in zweiter Linie interessiert. Bismarck hat durch die Zollunion gelernt, zu 
kooperieren, um wirtschaftliche Interessen und politische Ziele durchzusetzen, und seine 
eigenen Abneigungen in den Hintergrund zu stellen.  


